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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes 

A. Problem und Ziel 
Die Bundesregierung hat im Rahmen des Klimaschutzprogramms 2030 zur Um-
setzung des Klimaschutzplans 2050 unter anderem beschlossen, Anreize zu schaf-
fen, um den Ausstoß von klimaschädlichen Treibhausgasen zu verringern und die 
Bürgerinnen und Bürger zu klimafreundlichem Handeln zu ermuntern. Im Zuge 
dessen soll das in besonders hohem Maße klima- und umweltschädliche Fliegen 
weiter verteuert werden, indem die Luftverkehrsteuer zum 1. April 2020 erhöht 
wird. Die bisherige Bepreisung des Luftverkehrs bildet die auch im Vergleich zu 
den anderen Verkehrsträgern besondere Klima- und Umweltschädlichkeit zum ei-
nen nicht ausreichend ab und hat zum anderen zu keiner nennenswerten nachhal-
tigen Veränderung der Wachstumsraten beim Passagieraufkommen und damit der 
Gesamtanzahl der Flugbewegungen geführt, ebenso wenig zu einer Verkehrsver-
lagerung auf die Bahn. 

B. Lösung 
Im Rahmen des haushaltsrechtlichen Gesamtdeckungsprinzips tragen die höheren 
Einnahmen aus der Luftverkehrsteuer als Bestandteil der Steuereinnahmen des 
Bundes insgesamt auch zur Finanzierung der steigenden Ausgaben zur Bekämp-
fung des Klimawandels und der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen bei.  

C. Alternativen 
Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Gebietskörper-

schaft 
Volle Jahreswir-

kung 1)  
Kassenjahr 

2019 2020 2021 2022 2023 

Insgesamt 785 - 470 780 815 850 

Bund 785 - 470 780 815 850 

Länder  0 0 0 0 0 0 

Gemeinden 0 0 0 0 0  0 
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1 Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht durch die Änderung des Luftverkehr-
steuergesetzes kein Mehraufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Für die Wirtschaft vermindert sich der Erfüllungsaufwand in nicht bezifferbarem 
Umfang durch die Vereinheitlichung der Regelungen für die monatlichen Luft-
verkehrsteueranmeldungen.  

Da für die Wirtschaft kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand entsteht, kommt die 
„One in, one out“-Regel (Bundeskabinett vom 25. März 2015) im vorliegenden 
Fall nicht zur Anwendung. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf Bürokratiekosten aus Informationspflich-
ten. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Für die Finanzverwaltung entsteht durch die notwendigen Anpassungen im IT-
Fachverfahren ein zusätzlicher einmalig anfallender Erfüllungsaufwand im Jahr 
2019 von ca. 45 Tausend EUR.  

Überdies vermindert sich der Erfüllungsaufwand durch die Aufhebung der Son-
derregelung zu Steueranmeldungen aus § 12 Absatz 2 in geringfügigem, nicht 
quantifizierbarem Aus-maß. 

F. Weitere Kosten 
Durch die Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes entstehen den Luftverkehrs-
unternehmen zusätzliche Kosten von über 700 Mio. Euro jährlich. Mittelständi-
sche Unternehmen mit weniger als 500 Mitarbeitern sind ebenfalls betroffen. Die 
Luftverkehrsteuer kann regelmäßig auf die Flugpreise aufgeschlagen und somit 
direkt an den Fluggast weitergegeben werden. Die insoweit zu erwartende Über-
wälzung der Steuer auf die Flugpreise wird unmittelbar Auswirkungen auf die 
Einzelpreise für Flugreisen haben. Insbesondere im Bereich der so genannten Bil-
ligflüge kann die Steuer so einen erheblichen Anteil des Gesamtflugpreises aus-
machen. 

Unmittelbare Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau oder das Verbrau-
cherpreisniveau sind nicht zu erwarten. 
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  BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND  Berlin,  8. November 2019 

 DIE BUNDESKANZLERIN 
 
 

 
 

 An den  
Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Wolfgang Schäuble 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen  
 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsteuergeset-
zes  

 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 
 
Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufüh-
ren. 
 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 
 
Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 17. Oktober 2019 als besonders 
eilbedürftig zugeleitet worden. 
 
Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffas-
sung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden 
unverzüglich nachgereicht. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Dr. Angela Merkel 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes 
 

 

 
Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich lautend mit der Bundestagsdrucksache 
19/14339. 
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